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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Höcherl 


Der Bundesrat hat in seiner 352. Sitzung am 15. Mai 1970 be- 
schlossen, hinsichtlich des vom Deutschen Bundestag am 
22. April 1970 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung von Kostenermächti- 
gungen, sozialversicherungsrechtlichen und 
anderen Vorschriften (Kostenermächtigungs- 
Änderungsgesetz) 

— Drucksachen VI/329, VI/604 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Goppel 

Amtierender Präsident 


Bonn, den 15. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 23. April 1970 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Goppel 

Amtierender Präsident 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz zur Änderung von Kostenermächtigungen, sozial- 
versicherungsrechtlichen und anderen Vorschriften 
(Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz) 


1. Zu Artikel 10 (Justizverwaltungskostenordnung 
und sozialversiche rungsrechtliche 
Bestimmungen) 

In Absatz 1 ist Nr. 2 wie folgt zu fassen: 

,2. § 10 erhält folgende Fassung: 

u§ 10 

(1) Kosten der Vollstreckung von Freiheits- 
strafen und von Maßregeln der Sicherung und Bes- 
serung nach § 42 e des Strafgesetzbuches werden 
unbeschadet des Anspruchs nicht erhoben, wenn 
der Gefangene die ihm zugewiesene oder ermög- 
lichte Arbeit verrichtet oder wenn er ohne sein Ver- 
schulden nicht arbeiten kann. Hat jedoch der Ge- 
fangene, der ohne sein Verschulden während eines 
zusammenhängenden Zeitraumes von mehr als 
einem Monat nicht arbeiten kann, auf diese Zeit 
entfallende Einkünfte, so hat er die Kosten der 
Vollstreckung für diese Zeit bis zur Höhe der auf 
sie entfallenden Einkünfte zu entrichten, soweit 
nicht aus ihnen Ansprüche unterhaltsberechtigter 
Angehöriger zu befriedigen sind. Dem Gefange- 
nen muß ein Betrag verbleiben, der der durch- 
schnittlichen Arbeitsbelohnung in den Vollzugs- 
anstalten des Landes entspricht. 

(2) Kosten der Vollstreckung von Maßregeln 
der Sicherung und Besserung nach § 42 b und 
§ 42 c des Strafgesetzbuches werden unbeschadet 
des Anspruchs nur erhoben, wenn der Gefangene 
auf die Zeit der Unterbringung entfallende Ein- 
künfte hat; dies gilt auch, wenn der Gefangene 
in der Anstalt beschäftigt wird. Bis zur Höhe der 
Einkünfte werden die dem Kostenträger der Un- 
terbringung entstehenden Aufwendungen als Aus- ! 
lagen erhoben, soweit nicht aus den Einkünften ! 
Ansprüche unterhaltsberechtigter Angehöriger zu 
befriedigen sind. Dem Untergebrachten muß je- 
doch ein Betrag in Höhe des Taschengeldes der 
in der Anstalt untergebrachten Sozialhilfeemp- 
fänger verbleiben. 

(3) Die Kosten nach Absatz 1 betragen für je- 
den vollen Tag des Vollzuges 6 Deutsche Mark, 
bei Selbstverpflegung 3,50 Deutsche Mark.'" 

Begründung 

Die vom Bundesrat für § 10 JVKostO vorgeschla- 
gene Fassung sieht im Gegensatz zur BT-Fassung 


vor, daß zwischen den gesunden Gefangenen, also 
denjenigen, die in einer Strafanstalt oder in Si- 
cherungsverwahrung nach § 42 e StGB unterge- 
bracht sind, und den kranken Gefangenen, die in 
Heil- und Pflegeanstalten und in Trinkerheil- oder 
Entziehungsanstalten nach den §§ 42 b und 42 c 
StGB untergebracht sind, unterschieden wird. Es 
werden also ungleiche Tatbestände unterschiedlich 
behandelt. Das hat zugleich den Vorteil, daß es 
damit den Ländern ermöglicht wird, die nach den 
Landesunterbringungsgesetzen untergebrachten 
Personen, bei denen es sich in der Regel um 
Kranke der gleichen Gruppe wie der nach den 
§§ 42 b, 42 c StGB untergebrachten Gefangenen 
handelt, kostenmäßig gleich zu behandeln. Denn 
zur Zeit wird in einigen Ländern wegen unter- 
schiedlicher Auslegung der geltenden Fassung des 
§ 10 Abs. 1 JVKostO von einer Erhebung der Un- 
terbringungskosten von den auf Grund der §§ 42 b, 
42 c StGB in den Landeskrankenhäusern Unterge- 
brachten abgesehen, während die nach den Lan- 
desunterbringungsgesetzen in denselben Kranken- 
häusern Untergebrachten ihre Unterbringungs- 
kosten bezahlen müssen. Eine solche unterschied- 
liche Behandlung wird als unbillig empfunden. 

Die vom BT beschlossene Fassung sieht in § 10 
Abs. 1 JVKostO im letzten Satz vor, daß von der 
Geltendmachung des Kostenanspruchs abzusehen 
ist, soweit dies notwendig ist, um die Wieder- 
eingliederung des Gefangenen in die Gemein- 
schaft nicht zu gefährden. Eine derartige Regelung 
ist aber nicht erforderlich, da ein derartiger 
Kostenerlaß im Einzelfall bereits nach § 12 

JVKostO möglich ist. Im übrigen hätte diese Vor- 
schrift den Nachteil, daß damit eine Regelung ge- 
schaffen würde, die justitiabel wäre und den Ge- 
fangenen die Möglichkeit gäbe, sich gegen jeden 
Kostenanspruch des Staates mit der Begründung 
zu wenden, sie benötigten den geforderten Betrag 
für ihre Resozialisierung. 


2. Zu Artikel 24 (Seelotsgesetz) 

In Artikel 24 ist Nr. 1 zu streichen. 

Die nachfolgenden Nummern 2 bis 5 werden Num- 
mern 1 bis 4. 

Begründung: 

Mit der durch Artikel 24 Nr. 1 des Gesetzentwurfs 
beabsichtigten Ergänzung des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
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Gesetzes über das Seelotswesen soll neben der 
eigentlichen Lotsung auch das Beraten von Schiffen 
durch Lotsen von einer Landradarstation aus zu 
einem die Gebührenpflicht (Lotsgeld für die Tätig- 
keit der Seelotsen, Lotsgebühr für die Kosten, die 
durch die Vorhaltung der Lotseinrichtungen ent- 
stehen) auslösenden Tatbestand werden. Zur Be- 
gründung ist in der Gesetzesvorlage angeführt, die 
neuerdings bei Vorliegen bestimmter Voraussetzun- 
gen eingeführte Beratung der Schiffe von Land- 
radarstationen aus sei ebenfalls Lotstätigkeit. Dieser 
Auffassung kann nicht gefolgt werden. 

Bie dem Landradar handelt es sich um ein elektro- 
nisches Seezeichen und damit um eine Navigations- 
hilfe, nicht jedoch um eine Lotseinrichtung, die aus 
dem Lotsgebührenaufkommen zu unterhalten wäre. 
Die Navigationshilfe in Form der Radarberatung ist 
bisher ohne Erhebung von Kosten zur Verfügung 
gestellt worden, denn es handelt sich hier gemäß 
§§ 7 und 34 Bundeswasserstraßengesetz um Hoheits- 
aufgaben des Bundes. 

Es ist nicht möglich, ein Schiff durch Landradarein- 
richtungen in vergleichbarer Weise zu geleiten, wie 


durch einen Lotsen. Das Landradar kann stets nur 
die genaue Slaiidoitbestimmung eines Schiffes er- 
leichtern und über die Situationen im Fahrwasser- 
bereich des Schiffes informieren. Es kann nicht den 
an Bord befindlichen Lotsen ersetzen, der seine Ent- 
scheidungen insbesondere im Hinblick auf das un- 
mittelbare Verhalten des Schiffes trifft; es kann nur 
Lotsen und Schiffsleitung bei ihrer Aufgabe unter- 
stützen, wie es alle Seezeichen tun. 

Eine trotz dieser Sachlage erfolgende Erklärung des 
Landradars zur Lotseinrichtung und die damit be- 
wirkte Belastung der Schiffahrt mit neuen Kosten 
würde die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen See- 
häfen beeinträchtigen. 

Im übrigen sollte eine solche grundlegende Ände- 
rung einer Gebührenregelung nicht im Rahmen eines 
Kostenermächtigungsgesetzes vorgenommen wer- 
den, sondern einer Novellierung des Seelotsgesetzes 
Vorbehalten bleiben. Sie bedarf eingehender Er- 
örterung mit den Küstenländern, der Schiffahrt und 
anderen von dieser Maßnahme berührten Wirt- 
schaftskreisen sowie einer sorgfältigen Untersuchung 
der möglichen Auswirkungen. 
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